Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2170 


Sachgebiet 5 


Vorblatt 


Änderung des Soltau-Lüneburg-Abkommens zwischen 

i 

der Bundesrepublik Deutschland, Kanada und dem 
Vereinigten Königreidi Großbritannien und Nord- 
irland 


(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

Die sogenannten Roten Flächen, das sind Flächen, die den im 
Raume Soltau-Lüneburg übenden britischen und kanadischen 
Streitkräfte zur ständigen Benutzung überlassen sind, sollen 
neu abgegrenzt werden. Die bisherige Abgrenzung war zum 
Teil unklar und hat in der Praxis auch für die Bevölkerung zu 
Schwierigkeiten geführt. 


B. Lösung 

Durch Änderung des Abkommens vom 3. August 1959, das der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Kör- 
perschaften bedarf, soll eine Neuabgrenzung erfolgen, wobei 
auf die zivilen Bedürfnisse weitgehend Rücksicht genommen 
wird. 

Einstimmigkeit im Aussdiuß. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Im Vergleich zu der bisherigen Rechtslage (Abkommen vom 
3. April 1959) entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinigten Königreich Groß- 
britannien und Nordirland über die Änderung des Abkommens 
vom 3. August 1959 über die Durchführung von Manövern und 
anderen Übungen im Raume Soltau-Lüneburg 

— Drucksache VI/ 1864 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Beermann 


Der Gesetzentwurf der Bundesregierung in Druck- 
sache VI/1864 wurde in der 103. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 3. März 1971 dem Auswärtigen 
Ausschuß federführend, dem Innenausschuß und dem 
Verteidigungsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Gesetzentwurf bezweckt die Neuabgrenzung 
der sogenannten „Roten Flächen“, also der Flächen, 
die den übenden britischen und kanadischen Streit- 
kräften im Raume Soltau-Lüneburg zur ständigen Be- 
nutzung überlassen sind. In einer dem Gesetzent- 
wurf beigefügten Übersichtskarte sind diese Flächen 
eingezeichnet, nur hier dürfen Panzereinheiten bis 
zur Zugstärke Übungen durchführen. 

Die bisherige Abgrenzung der „Roten Flächen“ 
war nicht überall klar und übersichtlich#und hat in 
der Praxis Schwierigkeiten mit sich gebracht. Die 
neue Grenzziehung, die im Einvernehmen mit den 
britischen und kanadischen Streitkräften vorgenom- 


men wurde, berücksichtigt die zivilen deutschen Be- 
lange so weit wie möglich und bringt damit eine 
Erleichterung für die betroffene deutsche Bevölke- 
rung. Die neuen Grenzen der „Roten Flächen“ sind 
bereits 1965 vorläufig in Kraft gesetzt worden. Durch 
das nach einem Notenwechsel mit der britischen und 
kanadischen Botschaft am 12. Mai 1970 in Bonn 
Unterzeichnete neue Abkommen soll anstelle der 
vorläufigen Abmachung eine endgültige Regelung 
treten. 

Zu den Einzelvorschriften wird auf das dem Ge- 
setzentwurf — Drucksache VI/1864 — beiliegende 
Abkommen verwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat empfohlen, den 
Gesetzentwurf anzunehmen. Der Innenausschuß 
empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfs in der 
Fassung der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates. 


Bonn, den 29. April 1971 


Dr. Beermann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache YI/1864 — mit der 
Maßgabe, daß die Eingangsworte wie folgt zu fassen 
sind: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 29. April 1971 


Der Auswärtige Ausschuß 


Mattick 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Beermann 

Berichterstatter 
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